
Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung | 1

Einladung zur Ordentlichen Hauptversammlung
(Virtuelle Hauptversammlung)



2 | Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung

Nynomic AG
Wedel

ISIN DE000A0MSN11

WKN A0MSN1

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung

(Virtuelle Hauptversammlung)

Wir laden hiermit die Aktionäre unserer Gesellschaft ein zur ordentlichen Hauptversammlung, die am Mittwoch, den 

30. Juni 2021, 10:00 Uhr (MESZ) in den Geschäftsräumen der Nynomic AG, Am Marienhof 2, 22880 Wedel, als virtuelle 

Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) stattfindet.

Die Hauptversammlung wird für unsere angemeldeten Aktionäre und Aktionärsvertreter unter der Internetadresse

www.nynomic.com

über den im Bereich »Hauptversammlung« zur Verfügung gestellten Link live in Bild und Ton übertragen. Die Stimm-

rechtsausübung der Aktionäre und Aktionärsvertreter erfolgt ausschließlich im Wege der Briefwahl oder durch Voll-

machtserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. Nähere Erläuterungen hierzu finden 

Sie nachstehend unter Abschnitt II.

I. Tagesordnung

TOP 1 

Vorlage des vom Aufsichtsrat festgestellten Jahresabschlusses der Nynomic AG (im Folgenden auch „Gesellschaft“) 

und des vom Aufsichtsrat gebilligten Konzernabschlusses für den Nynomic Konzern zum 31. Dezember 2020, des 

Lageberichts und des Konzernlageberichts für das Geschäftsjahr 2020, des Vorschlags des Vorstands für die Ver-

wendung des Bilanzgewinns sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2020

Die genannten Unterlagen liegen ab dem Zeitpunkt der Einberufung in den Geschäftsräumen der Nynomic AG, Am Mari-

enhof 2, 22880 Wedel, zur Einsicht durch die Aktionäre aus. Eine Abschrift der genannten Unterlagen wird jedem Aktionär 

auf Verlangen unverzüglich und kostenlos erteilt und zugesandt. Sie werden zudem auch während der Hauptversammlung 

auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.nynomic.com im Bereich »Hauptversammlung« zugänglich gemacht.

Es ist keine Beschlussfassung der Hauptversammlung zu Punkt 1 der Tagesordnung vorgesehen. Der Aufsichtsrat hat 

den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und den Konzernabschluss gebilligt. Der Jahresabschluss ist damit 

nach § 172 AktG festgestellt. Die Voraussetzungen, unter denen nach § 173 Abs. 1 AktG die Hauptversammlung über die 

Feststellung des Jahresabschlusses und die Billigung des Konzernabschlusses zu beschließen hat, liegen nicht vor. 

Über die Verwendung des Bilanzgewinns wird zu Punkt 2 der Tagesordnung Beschluss gefasst.

TOP 2

Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns der Nynomic AG

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:
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Der gesamte Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2020 in Höhe von EUR 27.306.215,51 wird auf neue Rechnung vor-

getragen

TOP 3

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 2020

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

Den Mitgliedern des Vorstands im Geschäftsjahr 2020, Herrn Fabian Peters und Herrn Maik Müller, wird für die-

sen Zeitraum Entlastung erteilt. 

TOP 4 

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2020

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

Den Mitgliedern des Aufsichtsrats im Geschäftsjahr 2020, Herrn Hans Wörmcke, Herrn Dr. Sven Claussen und Herrn 

Hartmut Harbeck, wird für diesen Zeitraum Entlastung erteilt.

TOP 5

Beschlussfassung über die Bestellung des Abschluss- und Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2021

Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgenden Beschluss zu fassen:

Die Clauß Paal & Partner mbB Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Münster, wird zum 

Abschlussprüfer und zum Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2021 gewählt. 

TOP 6

Beschlussfassung über die Anpassung der Aufsichtsratsvergütung sowie die entsprechende Satzungsänderung

Um dem Vergleich zur Vergütungsstruktur bei ähnlichen Unternehmen sowie den Anforderungen an die Tätigkeit 

und Verantwortung des Aufsichtsrats Rechnung zu tragen, soll die Vergütung des Aufsichtsrats geändert werden. 

Die Neuregelungen sollen ab dem am 1. Januar 2021 beginnenden Geschäftsjahr (einschließlich) Anwendung finden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschließen, dass Ziffer 8.5 von § 8 der Satzung (Zusammenset-

zung, Amtsdauer; Vergütung) wie folgt neu gefasst wird: 

„Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält eine Vergütung von EUR 15.000,00 für jedes volle Geschäftsjahr seiner Zuge-

hörigkeit zum Aufsichtsrat. Die Vergütung beträgt beim Aufsichtsratsvorsitzenden EUR 30.000,00 und bei sei-

nem Stellvertreter EUR 20.000,00. Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat nicht während eines vollen 

Geschäftsjahres angehört haben, erhalten die Vergütung entsprechend der Dauer ihrer Zugehörigkeit zum Auf-

sichtsrat. Die Gesellschaft erstattet den Mitgliedern des Aufsichtsrats ihre Auslagen und die auf ihre Vergütung zu  
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entrichtende Umsatzsteuer. Zusätzlich erhalten die Aufsichtsratsmitglieder ein Sitzungsentgelt in Höhe von EUR 

500,00 für jede Sitzung des Aufsichtsrats, an der sie teilnehmen. Die vorstehenden Regelungen finden erstmals 

für das am 1. Januar 2021 beginnende Geschäftsjahr Anwendung.“

TOP 7

Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2019 und die Schaffung eines neuen Genehmigten 

Kapitals 2021 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen mit der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie die 

entsprechende Satzungsänderung

Die Hauptversammlung hatte am 26. Juni 2019 zu Punkt 6 der damaligen Tagesordnung die in Ziffer 4.3 von § 4 der Sat-

zung (Höhe und Einteilung des Grundkapitals; Übertragungen) geregelte Ermächtigung, das Grundkapital um ursprüng-

lich bis zu insgesamt EUR 2.535.000,00 zu erhöhen, beschlossen („Genehmigtes Kapital 2019“). Das Genehmigte Kapital 

2019 wird zwar erst am 25. Juni 2024 auslaufen. Allerdings ist mittlerweile von der Möglichkeit des erleichterten Bezugs-

rechtsausschlusses gemäß lit. b) von Ziffer 4.3 von § 4 der Satzung, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bereits in Höhe von 10% des 

bei Beschlussfassung über das Genehmigte Kapital 2019 bestehenden Grundkapitals Gebrauch gemacht worden, und das 

Genehmigte Kapital 2019 besteht zudem nach dessen teilweiser Ausnutzung nur noch in Höhe von EUR 2.028.000,00. Ins-

besondere damit der Gesellschaft auch weiterhin die Möglichkeit des erleichterten Bezugsrechtsausschlusses gemäß § 

186 Abs. 3 Satz 4 AktG in gesetzlich zulässigem Rahmen gegeben ist und ihr auch ein genehmigtes Kapital in möglichst 

großem Umfang zur Verfügung steht, um ggf. kursschonend auf neue Marktgegebenheiten reagieren zu können, soll der 

Vorstand nunmehr – bereits vor dem regulären Ablauf des Genehmigten Kapitals 2019 – erneut ermächtigt werden, das 

Grundkapital durch Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen, und zwar mit der neuen Mög-

lichkeit des erleichterten Bezugsrechtsausschlusses. Dazu soll das verbleibende Genehmigte Kapital 2019 aufgehoben 

und durch ein neues Genehmigtes Kapital 2021 ersetzt werden.

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor zu beschließen:

1.	 Die von der Hauptversammlung am 26. Juni 2019 zu Punkt 6 der damaligen Tagesordnung beschlossene und in Ziffer 

4.3 von § 4 der Satzung geregelte Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital 

der Gesellschaft bis zum 25. Juni 2024 um ursprünglich bis zu insgesamt EUR 2.535.000,00 zu erhöhen, die nach teil-

weiser Ausnutzung derzeit noch in Höhe von EUR 2.028.000,00 besteht, – also das Genehmigte Kapital 2019 – wird 

mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des nachfolgend unter Ziffern 2 und 3 zu beschließenden neuen Geneh-

migten Kapitals 2021 in das Handelsregister aufgehoben.

2.	 Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 30. 

Juni 2026 (einschließlich) um bis zu insgesamt EUR 2.846.000,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe 

von neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen („Genehmigtes Kapital 2021“). Von der Ermächtigung 

kann ein- oder auch mehrmals in Teilbeträgen, insgesamt aber nur bis zum Betrag von EUR 2.846.000,00 Gebrauch 

gemacht werden.

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien zu. Das Bezugsrecht kann auch mittelbar 

gewährt werden, indem die neuen Aktien von einem oder mehreren Kreditinstituten bzw. diesen nach § 186 Abs. 5 

Satz 1 AktG gleichstehenden Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug 

anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,

	 a)	 soweit es erforderlich ist, um etwaige Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht auszunehmen;
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	 b)	� wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien, für die das 

Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10% 

des bei Eintragung der Ermächtigung im Handelsregister bestehenden oder – sofern dieser Betrag 

niedriger ist – zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien bestehenden Grundkapitals nicht 

übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits notierten Aktien 

wesentlich gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Aus-

gabebetrages nicht wesentlich unterschreitet. Auf die vorgenannte 10%-Grenze sind anzurechnen 

(i) Aktien der Gesellschaft, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer 

Ausnutzung aufgrund anderer Ermächtigungen in direkter oder entsprechender Anwendung von 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert werden, 

sowie (ii) Aktien der Gesellschaft, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt 

ihrer Ausnutzung zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Opti-

onspflichten bzw. Andienungsrechten des Emittenten aus Wandel- und/oder Optionsschuldver-

schreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen die-

ser Instrumente) („Schuldverschreibungen“) ausgegeben werden oder auszugeben sind, sofern die 

Schuldverschreibungen aufgrund anderer Ermächtigungen gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben worden sind; wird eine 

ausgeübte andere Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts im Sinne von § 186 Abs. 3 Satz 

4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung von der Hauptversammlung erneuert, entfällt 

die Anrechnung aber in dem Umfang, in dem die erneuerte Ermächtigung die Veräußerung oder 

Ausgabe von Aktien unter Bezugsrechtsausschluss im Sinne von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gestat-

tet;

	 c)	� wenn die Aktien gegen Sacheinlage, insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, 

Unternehmensteilen, Unternehmensbeteiligungen, sonstigen Vermögensgegenständen oder im 

Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderun-

gen (einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder gegen von der Gesellschaft abhän-

gige oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen), ausgegeben werden;

	 d)	� wenn die Aktien ausgegeben werden zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 

Wandlungs- oder Optionspflichten bzw. Andienungsrechten des Emittenten aus Schuldverschrei-

bungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. Andienungs-

recht des Emittenten auf Aktien der Gesellschaft;

	 e)	� soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen mit Wand-

lungs- oder Optionsrecht bzw. Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. Andienungsrecht des Emit-

tenten auf Aktien der Gesellschaft ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 

der Ausübung dieser Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- oder 

Optionspflichten bzw. der Andienung von Aktien als Aktionär zustünde;

	 f)	� wenn die Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder an Arbeitnehmer von Unternehmen, die 

von der Gesellschaft abhängig sind oder in deren Mehrheitsbesitz stehen, ausgegeben werden.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchfüh-

rung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2021 einschließlich des Inhalts der Aktienrechte und 

der Bedingungen der Aktienausgabe, insbesondere den Ausgabebetrag, festzulegen.
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3.	 Ziffer 4.3. von § 4 der Satzung wird aufgehoben und wie folgt neu gefasst:

„4.3	� Der Vorstand ist durch Beschluss der Hauptversammlung vom 30. Juni 2021 ermächtigt worden, das Grund-

kapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 30. Juni 2026 (einschließlich) um bis zu 

insgesamt EUR 2.846.000,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von neuen, auf den Inhaber 

lautenden Stückaktien zu erhöhen („Genehmigtes Kapital 2021“). Von der Ermächtigung kann ein- oder auch 

mehrmals in Teilbeträgen, insgesamt aber nur bis zum Betrag von EUR 2.846.000,00 Gebrauch gemacht wer-

den. 

	

	� Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien zu. Das Bezugsrecht kann auch mit-

telbar gewährt werden, indem die neuen Aktien von einem oder mehreren Kreditinstituten bzw. diesen nach 

§ 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichstehenden Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 

Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

	� Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre aus-

zuschließen,

	 a)	 soweit es erforderlich ist, um etwaige Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht auszunehmen;

	 b)	� wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien, für die das Bezugs-

recht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10% des bei 

Eintragung der Ermächtigung im Handelsregister bestehenden oder – sofern dieser Betrag niedri-

ger ist – zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien bestehenden Grundkapitals nicht übersteigt 

und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits notierten Aktien wesentlich 

gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetra-

ges nicht wesentlich unterschreitet. Auf die vorgenannte 10%-Grenze sind anzurechnen (i) Aktien 

der Gesellschaft, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnut-

zung aufgrund anderer Ermächtigungen in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 

3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert werden, sowie (ii) 

Aktien der Gesellschaft, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Aus-

nutzung zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflich-

ten bzw. Andienungsrechten des Emittenten aus Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, 

Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 

(„Schuldverschreibungen“) ausgegeben werden oder auszugeben sind, sofern die Schuldverschrei-

bungen aufgrund anderer Ermächtigungen gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben worden sind; wird eine ausgeübte andere 

Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts im Sinne von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung von der Hauptversammlung erneuert, entfällt die Anrechnung aber in 

dem Umfang, in dem die erneuerte Ermächtigung die Veräußerung oder Ausgabe von Aktien unter 

Bezugsrechtsausschluss im Sinne von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gestattet;

	 c)	� wenn die Aktien gegen Sacheinlage, insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, 

Unternehmensteilen, Unternehmensbeteiligungen, sonstigen Vermögensgegenständen oder im 

Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen 

(einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder gegen von der Gesellschaft abhängige oder 

in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen), ausgegeben werden;
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	 d)	� wenn die Aktien ausgegeben werden zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 

Wandlungs- oder Optionspflichten bzw. Andienungsrechten des Emittenten aus Schuldverschrei-

bungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. Andie-

nungsrecht des Emittenten auf Aktien der Gesellschaft;

	 e)	� soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen mit Wand-

lungs- oder Optionsrecht bzw. Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. Andienungsrecht des Emit-

tenten auf Aktien der Gesellschaft ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 

nach der Ausübung dieser Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- 

oder Optionspflichten bzw. der Andienung von Aktien als Aktionär zustünde;

	 f)	� wenn die Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder an Arbeitnehmer von Unternehmen, die 

von der Gesellschaft abhängig sind oder in deren Mehrheitsbesitz stehen, ausgegeben werden. 

	� Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durch-

führung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2021 einschließlich des Inhalts der Aktien-

rechte und der Bedingungen der Aktienausgabe, insbesondere den Ausgabebetrag, festzulegen.“

4.	 Ermächtigung zu Satzungsanpassung

	

	� Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der Ausnutzung des Genehmig-

ten Kapitals 2021 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.

Der schriftliche Bericht des Vorstands gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über die Gründe für die 

Ermächtigung des Vorstands, das Bezugsrecht der Aktionäre bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021 aus-

zuschließen, ist im Anschluss an diesen Tagesordnungspunkt abgedruckt. Der Bericht liegt ab dem Zeitpunkt der Ein-

berufung in den Geschäftsräumen der Nynomic AG, Am Marienhof 2, 22880 Wedel, zur Einsicht durch die Aktionäre 

aus. Eine Abschrift des Berichts wird jedem Aktionär auf Verlangen unverzüglich und kostenlos erteilt und zugesandt. 

Zudem wird der Bericht – als Teil der Einladung – von der Einberufung an im Internet unter

www.nynomic.com

veröffentlicht und in der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft zugänglich gemacht. 

Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Punkt 7 der Tagesordnung gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 

AktG über die Gründe für die Ermächtigung des Vorstands, das Bezugsrecht der Aktionäre bei der Ausnutzung des 

Genehmigten Kapitals 2021 auszuschließen 

Zu Punkt 7 der Tagesordnung wird der Hauptversammlung am 30. Juni 2021 vorgeschlagen, die bestehende sat-

zungsmäßige Ermächtigung des Vorstands zu Kapitalerhöhungen (Genehmigtes Kapital 2019), die bis zum 25. Juni 

2024 erteilt worden ist, aufzuheben und ein neues genehmigtes Kapital – das Genehmigte Kapital 2021 – zu schaffen. 

Durch das vorgeschlagene Genehmigte Kapital 2021 wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

das Grundkapital der Nynomic AG um bis zu EUR 2.846.000,00 durch die Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lauten-

den Stückaktien zu erhöhen. Von der Ermächtigung kann ein- oder auch mehrmals in Teilbeträgen, insgesamt aber nur 

bis zu dem Betrag von EUR 2.846.000,00 Gebrauch gemacht werden. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung 
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des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in bestimmten Fällen auszuschließen (dazu sogleich 

unten). Die vorgenannte Ermächtigung soll – unter Beachtung der gesetzlich zulässigen Frist von fünf Jahren ab Ein-

tragung der Ermächtigung – bis zum 30. Juni 2026 erteilt werden. 

Anlass für die Neuschaffung

Die derzeit geltende Satzung der Gesellschaft enthält in Ziffer 4.3 von § 4 noch das Genehmigte Kapital 2019. Durch 

dieses ist der Vorstand – nach teilweiser Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2019 – derzeit noch ermächtigt, das 

Grundkapital durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender Stammaktien in Form von Stückaktien gegen Bar- oder 

Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 2.028.000,00 zu erhöhen. Diese Ermächtigung wird 

zwar erst mit Ablauf des 25. Juni 2024 auslaufen, allerdings ist mittlerweile von der erleichterten Möglichkeit des 

Bezugsrechtsausschlusses gemäß lit. b) von Ziffer 4.3 von § 4 der Satzung, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bereits in Höhe 

von 10% des bei Beschlussfassung über das Genehmigte Kapital 2019 bestehenden Grundkapitals Gebrauch gemacht 

worden. Zudem besteht das Genehmigte Kapital 2019 nach dessen teilweiser Ausnutzung nur noch in Höhe von EUR 

2.028.000,00. Der Vorstand ist der Ansicht, dass der Gesellschaft auch weiterhin die Möglichkeit des erleichterten 

Bezugsrechtsausschlusses gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG in gesetzlich zulässigem Rahmen gegeben sein sollte und 

ihr ein genehmigtes Kapital in der höchst zulässigen Größenordnung zur Verfügung stehen sollte, also in Höhe von 

EUR 2.846.000,00. Die Gesellschaft soll zukünftig die möglichst weitgehende Möglichkeit haben, ggf. kursschonend 

auf neue Marktgegebenheiten reagieren zu können und sowohl Bar- als auch Sachkapitalerhöhungen im Interesse der 

Gesellschaft und ihrer Aktionäre zeitnah und ohne erheblichen Verwaltungsaufwand durchzuführen. Aktuell sind sol-

che Reaktionsmöglichkeiten der Gesellschaft dadurch, dass bereits in Höhe von 10% des bei Beschlussfassung über 

das Genehmigte Kapital 2019 bestehenden Grundkapitals von der Möglichkeit des erleichterten Bezugsrechtsaus-

schlusses Gebrauch gemacht wurde und dass die derzeitige Höhe des Genehmigten Kapitals 2019 unter dem gesetz-

lich zulässigen Rahmen liegt, unnötig eingeschränkt. Es liegt im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre, die 

Ermächtigung in größerem Umfang herzustellen und die Möglichkeit des erleichterten Bezugsrechtsausschlusses 

neu zu eröffnen. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung am 30. Juni 2021 aus diesem Grund die 

Aufhebung des bisherigen Genehmigten Kapitals 2019 und die Schaffung des neuen Genehmigten Kapitals 2021 vor.

Die Verwaltung wird dadurch in die Lage versetzt, in höherem Maße zum Zweck der Beschaffung zusätzlicher finan-

zieller Mittel, zur Akquisition von Unternehmen und Beteiligungen oder anderweitig aus Gründen des Gesellschafts-

interesses Aktien auszugeben, ohne dass jeweils die Hauptversammlung damit befasst werden muss. Damit die Ver-

waltung diese Möglichkeit dem Interesse der Gesellschaft entsprechend flexibel und möglichst optimal nutzen kann, 

soll der Beschluss die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss für verschiedene in dem Beschlussvorschlag ange-

führte Zwecke vorsehen: 

Ausschluss des Bezugsrechts

Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss nach Ziffer 2 lit a) zu Punkt 7 der Tagesordnung gestattet einen 

Bezugsrechtsausschluss zum Ausgleich von Spitzenbeträgen. Ein solcher etwaiger Ausschluss für Spitzenbeträge ist 

aus technischen Gründen zur Durchführung einer Kapitalerhöhung, insbesondere zur Herstellung eines praktikablen 

Bezugsverhältnisses, unter Umständen erforderlich. Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge erleich-

tert die Abwicklung der Zuteilung von Bezugsrechten und deren Ausübung. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der 

Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise 

bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist wegen der Beschränkung auf 

Spitzenbeträge gering. Ein Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist daher erforderlich und angemessen. 

Der Vorstand soll zudem im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2021 nach Ziffer 2 lit b) zu Punkt 7 der Tagesordnung 

ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, wenn die Aktien der Gesell-
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schaft gegen Bareinlage ausgegeben werden und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits 

notierten Aktien wesentlich gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Aus-

gabebetrages nicht wesentlich unterschreitet. Hierbei handelt es sich um eine Ermächtigung, einen sog. erleichterten 

Bezugsrechtsausschluss nach §§ 203 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG vorzunehmen. Diese soll 

es der Verwaltung ermöglichen, kurzfristig günstige Börsensituationen auszunutzen und dabei durch eine marktnahe 

Preisfestsetzung einen möglichst hohen Ausgabebetrag zu erzielen. Nach allgemeiner Erfahrung nehmen Bezugs-

rechtsemissionen wegen der jeweils zu treffenden organisatorischen Maßnahmen und zu wahrenden Bezugsfrist 

deutlich mehr Zeit in Anspruch als Platzierungen unter Bezugsrechtsausschluss. Auch können durch solche Plat-

zierungen die bei Bezugsrechtsemissionen üblichen Abschläge vermieden werden. Die Eigenmittel der Gesellschaft 

können daher bei Ausschluss des Bezugsrechts in einem größeren Maße gestärkt werden, als dies bei einer Emission 

unter Wahrung des Bezugsrechts der Fall wäre. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erklärt den Bezugsrechtsausschluss unter 

den Voraussetzungen von Ziffer 2 lit b) zu Punkt 7 der Tagesordnung gerade auch aufgrund dieser Erwägungen für 

zulässig. Durch die Ausgabe der Aktien in enger Anlehnung an den Börsenpreis werden auch Belange der Aktionäre 

gewahrt. Die Aktionäre müssen mithin keine nennenswerten Kursverluste befürchten, und es gibt in diesen Fällen 

die praxisnahe Möglichkeit der Aktionäre, zur Erhaltung ihrer Beteiligungsquote erforderliche Zukäufe von Aktien zu 

vergleichbaren Preisen über die Börse vorzunehmen. 

Zum Schutz der Aktionäre vor Einflussverlust und Wertverwässerung ist die Ermächtigung zum erleichterten Bezugs-

rechtsausschluss gemäß Ziffer 2 lit b) zu Punkt 7 der Tagesordnung auf insgesamt 10% des Grundkapitals begrenzt. 

Dabei ist das Grundkapital zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer 

ist – zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung maßgeblich. Der Beschlussvorschlag sieht zudem vor, dass auf diese 10%-Grenze 

Aktien anzurechnen sind, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in direk-

ter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden. Ferner wer-

den auf die 10%-Grenze auch diejenigen Aktien angerechnet, die zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten 

bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten bzw. Andienungsrechten des Emittenten aus Wandel- und/oder Options-

schuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Inst-

rumente) („Schuldverschreibungen“) ausgegeben werden oder auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen 

während der Laufzeit der Ermächtigung gemäß Ziffer 2 zu Punkt 7 der Tagesordnung bis zu ihrer Ausnutzung unter 

erleichtertem Bezugsrechtsausschluss ausgegeben worden sind. 

Die erfolgte Anrechnung entfällt aber dann wieder, wenn die ausgeübte anderweitige Ermächtigung erneuert wird, 

und zwar in dem Umfang, in dem die erneuerte Ermächtigung die Ausgabe von Aktien unter Ausschluss des Bezugs-

rechts in unmittelbarer bzw. entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erlaubt. Beispielsweise würden 

gemäß der zu Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien unter Bezugs-

rechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerte Aktien in einem Umfang von 10% des Grundka-

pitals zunächst auf die 10%-Grenze des Genehmigten Kapitals 2021 angerechnet mit der Folge, dass aufgrund des 

Genehmigten Kapitals 2021 keine Aktien unter Bezugsrechtsausschluss mehr gegen Bareinlagen in entsprechender 

Anwendung § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden könnten. Erneuert die Hauptversammlung anschließend 

die Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien und erteilt dabei wieder eine Ermächtigung zum Bezugsrechts-

ausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG für 10% des Grundkapitals, würde die bereits erfolgte Anrechnung 

auf die 10%-Grenze des Genehmigten Kapitals 2021 mit erleichtertem Bezugsrechtsausschluss wieder entfallen. In 

der Folge könnte die Gesellschaft aufgrund des Genehmigten Kapitals 2021 wieder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG in einem Umfang von 10% des Grundkapitals Aktien unter Bezugsrechtsausschluss gegen Bareinlagen ausgeben.

Durch diesen Anrechnungsmechanismus wird im Einklang mit der Regelung der §§ 203 Abs. 1 i. V. m. 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG dem Schutzbedürfnis der Aktionäre im Hinblick auf eine Verwässerung Rechnung getragen, indem ihre Beteili-
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gungsquote auch bei einer Kombination von Kapitalmaßnahmen und/oder der Ausgabe von Schuldverschreibungen 

so weit wie möglich erhalten bleibt. 

Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss nach Ziffer 2 lit c) zu Punkt 7 der Tagesordnung erlaubt einen Bezugs-

rechtsausschluss, sofern die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von 

Unternehmen, Unternehmensteilen, Unternehmensbeteiligungen, sonstigen Vermögensgegenständen oder im Rah-

men von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen (einschließlich Forde-

rungen gegen die Gesellschaft oder gegen von der Gesellschaft abhängige oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft 

stehende Unternehmen) erfolgt. Die Gesellschaft beabsichtigt, auch weiterhin durch Akquisitionen ihre Wettbe-

werbsfähigkeit zu stärken und dadurch langfristige und kontinuierliche Ertragszuwächse zu ermöglichen. Die Gesell-

schaft soll die Möglichkeit erhalten, auf nationalen und internationalen Märkten schnell und flexibel auf vorteilhafte 

Angebote oder sich sonst bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder Teilen von Unternehmen oder 

Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen reagieren zu können. Erfahrungsgemäß 

verlangen Eigentümer interessanter Akquisitionsobjekte als Gegenleistung oftmals nicht Geld, sondern Aktien des 

Erwerbers. Im Wettbewerb um attraktive Beteiligungen können sich daher Vorteile ergeben, wenn einem Veräußerer 

als Gegenleistung neue Aktien der Gesellschaft angeboten werden können. Eine Ausgabe von Aktien bei sich abzeich-

nenden Akquisitionsmöglichkeiten mit regelmäßig komplexen Transaktionsstrukturen im Wettbewerb der potenziel-

len Erwerbsinteressenten muss in der Regel kurzfristig erfolgen. Aus diesem Grunde ist der Weg über die Ermächti-

gung zur Ausgabe von Aktien unter Schaffung eines genehmigten Kapitals erforderlich. Der Vorstand wird jeweils im 

Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021 unter Aus-

schluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen soll, sobald sich Möglichkeiten zur Akquisition konkre-

tisieren. Er wird das Bezugsrecht der Aktionäre nur in den Fällen ausschließen, in denen der Erwerb gegen Ausgabe 

von Aktien der Gesellschaft im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre liegt. Bei der Festle-

gung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand sorgfältig darauf achten, dass die Interessen der Aktionäre ange-

messen gewahrt werden. 

Gemäß der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss nach Ziffer 2 lit d) zu Punkt 7 der Tagesordnung wird ein 

Bezugsrechtsausschluss erlaubt, wenn die Aktien ausgegeben werden zur Bedienung von Wandlungs- und Options-

rechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten bzw. Andienungsrechten des Emittenten aus Schuldverschreibun-

gen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten bzw. Andienungsrechten des Emit-

tenten auf Aktien der Gesellschaft. Die Gesellschaft soll damit in die Lage versetzt werden, Aktien, die zur Bedienung 

von Wandlungs- und Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten bzw. Andienungsrechten des Emitten-

ten aus Schuldverschreibungen benötigt werden, wahlweise auch aus dem Genehmigtem Kapital 2021 auszugeben. 

Sofern und soweit die Gesellschaft von dieser Möglichkeit Gebrauch macht, muss keine bedingte Kapitalerhöhung 

durchgeführt werden. Die Interessen der Aktionäre werden durch diese zusätzliche Möglichkeit daher nicht berührt. 

Die Nutzung neuer Aktien aus dem Genehmigtem Kapital 2021 statt einer Ausgabe von Aktien aus bedingtem Kapital 

oder einer sonst erforderlichen Barleistung kann wirtschaftlich sinnvoll sein. Insoweit wird durch die Ermächtigung 

die Flexibilität der Gesellschaft erhöht. 

Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss nach Ziffer 2 lit e) zu Punkt 7 der Tagesordnung erlaubt einen Bezugs-

rechtsausschluss, um den Inhabern oder Gläubigern von Wandlungs- und/oder Optionsrechten oder auch von mit 

Wandlungs- bzw. Optionspflichten oder einem Andienungsrecht der Gesellschaft auf Lieferung von Aktien ausge-

statteten Schuldverschreibungen zum Ausgleich von Verwässerungen ein Bezugsrecht in dem Umfang einzuräu-

men, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte oder nach Erfüllung der Wandlungspflichten 

bzw. Andienung von Aktien als Aktionär zustünde. Die Anleihebedingungen enthalten regelmäßig Klauseln, die dem 

Schutz der Inhaber bzw. Gläubiger von Options- oder Wandlungsrechten vor Verwässerung dienen. Auf diese Weise 
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lassen sich diese Finanzierungsinstrumente am Markt besser platzieren. Ein Bezugsrecht von Inhabern bereits beste-

hender Options- oder Wandlungsrechte ermöglicht es zu verhindern, dass im Falle einer Ausnutzung der Ermächtigung 

der Options- bzw. Wandlungspreis für die Inhaber bereits bestehender Options- oder Wandlungsrechte ermäßigt wer-

den muss. Dies gewährleistet einen höheren Ausgabekurs der bei Ausübung der Option oder Wandlung auszugebenden 

Aktien. Da die Platzierung der Emission von Schuldverschreibungen dadurch erleichtert wird, dient der Bezugsrechtsaus-

schluss dem wohlverstandenen Interesse der Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur ihrer Gesellschaft. 

Schließlich wird gemäß der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss nach Ziffer 2 lit f) zu Punkt 7 der Tagesordnung ein 

Bezugsrechtsausschluss gestattet, wenn diese Aktien Arbeitnehmern der Gesellschaft oder Arbeitnehmern eines von der 

Gesellschaft abhängigen oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden Unternehmens ausgegeben werden sollen. 

Hierdurch können Aktien als Vergütungsbestandteil für Arbeitnehmer der Gesellschaft oder Arbeitnehmer eines von der 

Gesellschaft abhängigen oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden Unternehmens eingesetzt werden. Eine etwaige 

Ausgabe von Aktien an solche Arbeitnehmer rechtfertigt sich durch die Vorteile, die sich aus der so bewirkten noch engeren 

Bindung der Mitarbeiter an das Unternehmen ergeben. Ziel wäre es dabei, die Identifikation der Mitarbeiter mit der Gesell-

schaft nachhaltig zu stärken und ihre Motivation zu fördern, indem sie auch als Aktionäre am langfristigen Unternehmens-

erfolg beteiligt werden. Die Ausgabe von Belegschaftsaktien ist hierzu ein geeignetes Mittel. Das Genehmigte Kapital 2021 

ermöglicht es der Gesellschaft, Belegschaftsaktien mit liquiditätsschonender Wirkung auszugeben. Hierzu ist es notwen-

dig, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Vor Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand jeweils sorgfältig 

prüfen, ob die Ausnutzung im konkreten Einzelfall im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre liegt. 

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen ist die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss in allen vorgenannten Fäl-

len in den umschriebenen Grenzen erforderlich und im Interesse der Gesellschaft geboten. 

Im Fall der Ausnutzung der vorgeschlagenen Ermächtigung wird der Vorstand in der jeweils folgenden Hauptversamm-

lung darüber berichten.

TOP 8

Ermächtigung der Gesellschaft zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien auch unter Ausschluss eines Andie-

nungsrechts und zu deren Verwendung auch unter Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre sowie 

Ermächtigung zur Einziehung erworbener eigener Aktien

Der Vorstand soll in die Lage versetzt werden, das Instrument des Erwerbs eigener Aktien nutzen zu können. 

 

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor zu beschließen:

1.	 �Der Vorstand wird ermächtigt, gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG eigene Aktien zu jedem zulässigen Zweck im Rahmen 

der gesetzlichen Beschränkungen und nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zu erwerben. Diese Ermäch-

tigung gilt bis zum 30. Juni 2026 (einschließlich). Sie ist insgesamt auf einen Anteil von 10% des zum Zeitpunkt 

der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 

bestehenden Grundkapitals beschränkt. Die Ermächtigung kann unmittelbar (i) durch die Gesellschaft oder (ii) 

durch ein von der Gesellschaft anhängiges oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehendes Unternehmen oder (iii) durch 

von der Gesellschaft oder von der Gesellschaft abhängige oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen 

beauftragte Dritte ausgeübt werden und erlaubt den Erwerb eigener Aktien im ganzen Umfang oder in Teilbe-

trägen sowie den einmaligen oder mehrmaligen Erwerb. Die Ermächtigung darf von der Gesellschaft nicht zum 

Zwecke des Handels in eigenen Aktien genutzt werden; im Übrigen liegt die Bestimmung des Erwerbszwecks im 

Ermessen des Vorstands. Die einschränkenden Bestimmungen des § 71 Abs. 2 AktG sind zu beachten.
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	� Der Erwerb eigener Aktien kann über die Börse oder mittels eines an sämtliche Aktionäre gerichteten öffent-

lichen Kaufangebots oder mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe 

von Verkaufsangeboten oder auf andere Weise – insbesondere, soweit gesetzlich zulässig, durch Erwerbs-

vereinbarungen mit einzelnen Aktionären – nach Maßgabe von § 53a AktG erfolgen.

	 a)	� Erfolgt der Erwerb über die Börse, darf die Gesellschaft je Aktie nur einen Gegenwert (ohne 

Erwerbsnebenkosten) zahlen, der den am Börsenhandelstag durch die Eröffnungsauktion ermit-

telten Kurs der Stückaktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nach-

folgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse um nicht mehr als 10% über- oder unterschrei-

tet. 

	 b)	� Erfolgt der Erwerb über ein an sämtliche Aktionäre gerichtetes öffentliches Kaufangebot oder 

über eine an sämtliche Aktionäre gerichtete öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsan-

geboten, dürfen der gebotene Kaufpreis bzw. die Grenzwerte einer im Zusammenhang mit einer 

Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten festgesetzten Kaufpreisspanne je Aktie (ohne 

Erwerbsnebenkosten) den arithmetischen Mittelwert der Kurse der Aktie in der Schlussauktion 

im Xetra-Handel der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) 

an den letzten drei Börsenhandelstagen vor dem Tag der Veröffentlichung des Angebots bzw. der 

öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten um nicht mehr als 10% über- oder 

unterschreiten. Ergeben sich nach Veröffentlichung eines Kaufangebots bzw. der öffentlichen Auf-

forderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten nicht unerhebliche Abweichungen des maßgeb-

lichen Kurses, so kann das Angebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten 

angepasst werden. Der maßgebliche Referenzzeitraum sind in diesem Fall die drei Börsenhandel-

stage vor dem Tag der Veröffentlichung einer etwaigen Anpassung. Das Kaufangebot bzw. die Auf-

forderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kann weitere Bedingungen vorsehen; die näheren 

Einzelheiten der jeweiligen Erwerbsgestaltung bestimmt der Vorstand. Das Volumen des Erwerbs 

kann begrenzt werden. Sofern die gesamte Zeichnung des Angebots bzw. die Verkaufsangebote 

das festgesetzte Volumen überschreiten, kann die Annahme im Verhältnis der jeweils angedien-

ten bzw. angebotenen Aktien (Andienungsquoten) statt nach dem Verhältnis der Beteiligung der 

andienenden bzw. anbietenden Aktionäre (Beteiligungsquoten) erfolgen; darüber hinaus können 

eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär 

sowie zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile eine Rundung nach kaufmännischen Grundsät-

zen vorgesehen werden. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht der Aktionäre ist inso-

weit ausgeschlossen.

	 c)	� Erfolgt der Erwerb auf andere Weise – insbesondere durch Erwerbsvereinbarungen mit einzel-

nen Aktionären – , so ist den Bestimmungen des § 53a AktG zu entsprechen. Die Gesellschaft darf 

in diesem Fall je Aktie nur einen Gegenwert (ohne Erwerbsnebenkosten) zahlen, der den arith-

metischen Mittelwert der Kurse der Aktie in der Schlussauktion im Xetra-Handel der Frankfur-

ter Wertpapierbörse (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an den letzten drei Börsen-

handelstagen vor dem Tag der Entscheidung des Vorstands über den Erwerb der Aktien um nicht 

mehr als 10% über- oder unterschreitet. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht der Akti-

onäre ist insoweit ausgeschlossen.

2.	� Der Vorstand wird ferner ermächtigt, eigene Aktien in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot 

an sämtliche Aktionäre zu veräußern, wenn die Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, 
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der den Börsenpreis der bereits notierten Aktien wesentlich gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt 

der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Das Bezugsrecht der Aktionäre ist dabei ausgeschlossen. 

Diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 

Abs. 3 S. 4 AktG veräußerten Aktien insgesamt 10% des bei Wirksamwerden dieser Ermächtigung oder – sofern 

dieser Betrag niedriger ist – zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht 

überschreiten dürfen. Auf diese Begrenzung von 10% des Grundkapitals sind anzurechnen (i) Aktien, die wäh-

rend der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung aufgrund anderer Ermächtigungen 

in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts 

ausgegeben werden, sowie (ii) Aktien der Gesellschaft, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum 

Zeitpunkt ihrer Ausnutzung zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Opti-

onspflichten bzw. Andienungsrechten des Emittenten aus Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, 

Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) („Schuld-

verschreibungen“) ausgegeben werden oder sind, sofern die Schuldverschreibungen aufgrund anderer Ermäch-

tigungen gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio-

näre ausgegeben worden sind; wird eine ausgeübte andere Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts 

im Sinne von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung von der Hauptversammlung 

erneuert, entfällt die Anrechnung aber in dem Umfang, in dem die erneuerte Ermächtigung die Ausgabe von 

Aktien unter Bezugsrechtsausschluss im Sinne von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gestattet.

	� Der Vorstand wird ferner ermächtigt, eigene Aktien Dritten in anderer Weise als über die Börse oder mit-

tels Angebot an sämtliche Aktionäre anzubieten und zu übertragen soweit dies

	 a)	� gegen Sachleistungen, insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unterneh-

mensteilen, Unternehmensbeteiligungen, sonstigen Vermögensgegenständen oder im Rahmen 

von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen (ein-

schließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder gegen von der Gesellschaft abhängige oder 

in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen), erfolgt; oder

	 b)	� zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten bzw. 

Andienungsrechten des Emittenten aus Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Options-

recht bzw. Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. Andienungsrecht des Emittenten auf Aktien der 

Gesellschaft erfolgt; oder

	 c)	� erfolgt, um die Aktien Arbeitnehmern der Gesellschaft oder Arbeitnehmern von Unternehmen, 

die von der Gesellschaft abhängig sind oder in deren Mehrheitsbesitz stehen, zum Erwerb anzu-

bieten.

	� Der Vorstand wird zudem ermächtigt, bei einer Veräußerung eigener Aktien durch ein Angebot an alle Akti-

onäre den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. 

Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. Andienungsrecht des Emittenten auf Aktien der Gesellschaft ein 

Bezugsrecht auf die Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung dieser Wandlungs- 

oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflichten bzw. der Andienung von 

Aktien als Aktionär zustünde.

	� Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auf diese eigenen Aktien wird gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 

3, 4 AktG insoweit ausgeschlossen wie diese Aktien gemäß den vorstehenden Ermächtigungen dieser Zif-
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fer 2 verwendet werden. Darüber hinaus kann der Vorstand im Falle der Veräußerung der eigenen Aktien 

durch ein Angebot an alle Aktionäre das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge ausschließen.

	� Weiterhin wird der Vorstand ermächtigt, die eigenen Aktien einzuziehen, ohne dass die Einziehung und ihre 

Durchführung eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedürfen. Die Einziehung kann auch nach 

§ 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG ohne Kapitalherabsetzung in der Weise erfolgen, dass sich durch die Einziehung der 

Anteil der übrigen Stückaktien der Gesellschaft am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG erhöht. Der Vor-

stand wird gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 3, 2. Hs. AktG ermächtigt, die Angabe der Zahl der Aktien in der Satzung 

entsprechend anzupassen. Die Einziehung kann auch mit einer Kapitalherabsetzung verbunden werden; in 

diesem Fall ist der Vorstand ermächtigt, das Grundkapital um den auf die eingezogenen Aktien entfallen-

den anteiligen Betrag des Grundkapitals herabzusetzen und die Angabe der Zahl der Aktien und des Grund-

kapitals in der Satzung entsprechend anzupassen.

	� Die vorstehenden Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilen, einzeln oder gemein-

sam ausgenutzt werden. Die Ermächtigungen dürfen von der Gesellschaft nicht zum Zwecke des Handels 

in eigenen Aktien genutzt werden; im Übrigen liegt die Bestimmung des Veräußerungszwecks im Ermes-

sen des Vorstands.

Der schriftliche Bericht des Vorstands gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über die Gründe für die vorge-

schlagenen Ermächtigungen des Vorstands zum Ausschluss eines eventuellen Andienungsrechts der Aktionäre beim 

Erwerb eigener Aktien sowie des Bezugsrechts bei der Veräußerung zurückerworbener eigener Aktien, ist im Anschluss 

an diesen Tagesordnungspunkt abgedruckt. Der Bericht liegt ab dem Zeitpunkt der Einberufung in den Geschäftsräu-

men der Nynomic AG, Am Marienhof 2, 22880 Wedel, zur Einsicht durch die Aktionäre aus. Eine Abschrift des Berichts 

wird jedem Aktionär auf Verlangen unverzüglich und kostenlos erteilt und zugesandt. Zudem wird der Bericht – als 

Teil der Einladung – von der Einberufung an im Internet unter

www.nynomic.com

veröffentlicht und in der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft zugänglich gemacht. 

Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Punkt 8 der Tagesordnung gemäß §§ 71 Abs. 1, Nr. 8, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über 

die Gründe für die Ermächtigungen des Vorstands zum Ausschluss eines eventuellen Andienungsrechts der Aktio-

näre beim Erwerb eigener Aktien sowie des Bezugsrechts bei der Veräußerung zurückerworbener eigener Aktien

Unter Punkt 8 der Tagesordnung wird der Hauptversammlung vorgeschlagen, den Vorstand gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 

AktG für einen Zeitraum von 5 Jahren bis zum 30. Juni 2026 zu ermächtigen, eigene Aktien bis zu 10% des zum Zeit-

punkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der 

Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Der Vorstand ist nach dem Beschlussvorschlag 

berechtigt, die Aktien auch unter Einschränkung des Gleichbehandlungsgrundsatzes und eines eventuellen Andie-

nungsrechts der Aktionäre zu erwerben und die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien unter Aus-

schluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu verwenden.

Der Vorstand soll in die Lage versetzt werden, das Instrument des Erwerbs eigener Aktien nutzen zu können. Diese 

Ermächtigung steht unter dem gesetzlichen Vorbehalt, dass etwaige neu hinzuerworbene Aktien zusammen mit 

bereits vorhandenen eigenen Aktien die Grenze des § 71 Abs. 2 Satz 1 AktG von 10% des Grundkapitals nicht über-

schreiten. Der Erwerb eigener Aktien kann über die Börse, mittels eines an alle Aktionäre gerichteten Kaufangebots, 
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mittels einer an sämtliche Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten oder auf 

andere Weise – insbesondere durch Erwerbsvereinbarungen mit einzelnen Aktionären – erfolgen. Die Ermächtigung sieht 

auch vor, dass die Aktien unter Einschränkung des Gleichbehandlungsgrundsatzes und eines eventuellen Andienungs-

rechts der Aktionäre erworben werden können.

Im Einzelnen:

Erwerb eigener Aktien unter Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts

Bei einem öffentlichen Kaufangebot oder einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kann es 

dazu kommen, dass die von den Aktionären angebotene Menge an Aktien der Gesellschaft die von der Gesellschaft nach-

gefragte Menge an Aktien übersteigt. In diesem Fall muss eine Zuteilung nach Quoten erfolgen. Hierbei soll es möglich 

sein, eine bevorrechtigte Annahme kleinerer Offerten oder kleinerer Teile von Offerten bis zu maximal 100 Stück Aktien 

vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine 

Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung des Aktienrückkaufs zu erleichtern. Auch eine faktische 

Beeinträchtigung von Kleinaktionären kann so vermieden werden. Im Übrigen kann die Repartierung nach dem Verhält-

nis der angedienten bzw. angebotenen Aktien (Andienungsquoten) statt nach Beteiligungsquoten erfolgen, weil sich das 

Erwerbsverfahren so in einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen technisch abwickeln lässt. Schließlich soll eine Run-

dung nach kaufmännischen Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien vorgesehen werden können. 

Insoweit können die Erwerbsquote und die Anzahl der von einzelnen andienenden bzw. anbietenden Aktionären zu erwer-

benden Aktien so gerundet werden, wie es erforderlich ist, um den Erwerb ganzer Aktien abwicklungstechnisch darzu-

stellen. Der Vorstand hält einen hierin liegenden Ausschluss eines etwaigen weitergehenden Andienungsrechts der Akti-

onäre für sachlich gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktionären für angemessen. Bei einem Erwerb eigener Aktien auf 

andere Weise – insbesondere durch Erwerbsvereinbarungen mit einzelnen Aktionären – müssen für die Differenzierung 

hinreichende Sachgründe bestehen, die einen Ausschluss des Andienungsrechts rechtfertigen.

Verwendung erworbener eigener Aktien und Ausschluss des Bezugsrechts

Aufgrund gesetzlicher Bestimmungen können die erworbenen eigenen Aktien durch ein öffentliches Angebot an alle Akti-

onäre oder über die Börse wieder veräußert werden. Mit den genannten Möglichkeiten der Veräußerung der erworbenen 

eigenen Aktien wird bei der Veräußerung der Aktien das Recht der Aktionäre auf Gleichbehandlung gewahrt.

Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei Veräußerung der Aktien gegen Barzahlung zu einem 

Preis, der den Börsenpreis der bereits notierten Aktien wesentlich gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der 

Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet, macht von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG zugelassenen Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch. Dem Gedanken des Verwässerungs-

schutzes der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, der 

den maßgeblichen Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für 

die eigenen Aktien geschieht zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand wird einen eventuellen Abschlag vom Börsen-

kurs so niedrig bemessen, wie dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen möglich 

ist. Diese Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die so veräußerten eigenen Aktien 10% des Grundkapitals nicht über-

schreiten dürfen, und zwar weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – sofern dieser Wert geringer ist – zum Zeit-

punkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf die Begrenzung von 10% des Grundkapitals sind anzurechnen, (i) Aktien, 

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung aufgrund anderer Ermächtigungen in 

direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben 

werden, sowie (ii) Aktien der Gesellschaft, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnut-
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zung zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten bzw. Andienungsrech-

ten des Emittenten aus Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldver-

schreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) („Schuldverschreibungen“) ausgegeben werden oder auszugeben 

sind, sofern die Schuldverschreibungen aufgrund anderer Ermächtigungen gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben worden sind. Durch die Anrechnungen wird sicherge-

stellt, dass erworbene eigene Aktien nicht unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ver-

äußert werden, wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt für mehr als 10% des Grundkapitals das Bezugsrecht der 

Aktionäre in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird. Die erfolgte 

Anrechnung entfällt aber dann wieder, wenn die ausgeübte anderweitige Ermächtigung erneuert wird, und zwar in dem 

Umfang, in dem die erneuerte Ermächtigung die Ausgabe von Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer 

bzw. entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erlaubt. Beispielsweise würde eine Aktienausgabe unter 

Nutzung des Genehmigten Kapitals 2021 unter Bezugsrechtsausschluss gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG in einem Umfang 

von 10% des Grundkapitals zunächst auf die 10%-Grenze der Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien angerech-

net mit der Folge, dass aufgrund der Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien keine Aktien unter Bezugsrechts-

ausschluss mehr gegen Bareinlagen in entsprechender Anwendung § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden könnten. 

Erneuert die Hauptversammlung anschließend das genehmigte Kapital und erteilt dabei wieder eine Ermächtigung zum 

Bezugsrechtsausschluss gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG für 10% des Grundkapitals, würde die bereits erfolgte Anrech-

nung auf die 10%-Grenze der Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien mit erleichtertem Bezugsrechtsausschluss 

wieder entfallen. In der Folge könnte die Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien wie-

der entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG in einem Umfang von 10% des Grundkapitals Aktien unter Bezugsrechtsaus-

schluss gegen Bareinlagen veräußern.

Mit der vorgenannten Beschränkung des Umfangs und dem Umstand, dass sich der Ausgabepreis am Börsenkurs zu ori-

entieren hat, werden die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktionäre angemessen gewahrt. Diese können eine 

zum Erhalt ihrer Beteiligungsquote erforderliche Anzahl von Aktien zu annähernd gleichen Konditionen über die Börse 

erwerben. Im Übrigen liegt die Ermächtigung im Interesse der Gesellschaft, weil sie ihr zu größerer Flexibilität verhilft 

und die Möglichkeit schafft, den Aktionärskreis auch durch die gezielte Ausgabe von Aktien an Kooperationspartner, ins-

titutionelle Investoren oder Finanzinvestoren zu erweitern. Die Gesellschaft soll dadurch auch in die Lage versetzt wer-

den, auf günstige Börsensituationen schnell und flexibel reagieren zu können. 

Die Gesellschaft soll weiterhin auch die Möglichkeit haben, eigene Aktien als (Teil-) Gegenleistung gegen Sachleistun-

gen, insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Unternehmensbeteiligungen, 

sonstigen Vermögensgegenständen oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zwecke des 

Erwerbs von Forderungen (einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder gegen von der Gesellschaft abhän-

gige oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen),  anbieten zu können. In derartigen Transakti-

onen wird nicht selten von der Verkäuferseite die Gegenleistung in Form von Aktien bevorzugt, und der internationale 

Wettbewerb verlangt zunehmend auch diese Art der Akquisitionsfinanzierung. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung 

gibt dem Vorstand den notwendigen Handlungsspielraum, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unterneh-

men, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen schnell und flexibel sowohl auf national als auch auf 

internationalen Märkten ausnutzen zu können. Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts Rech-

nung. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der Aktio-

näre angemessen gewahrt werden. In der Regel wird der Vorstand sich bei der Bemessung des Wertes der als Gegen-

leistung hingegebenen Aktien am Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft orientieren. 

Zudem soll der Vorstand ermächtigt werden, eigene Aktien zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 

Wandlungs- oder Optionspflichten bzw. Andienungsrechten des Emittenten aus Schuldverschreibungen mit Wand-
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lungs- oder Optionsrecht bzw. Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. Andienungsrecht des Emittenten auf Aktien der 

Gesellschaft zu verwenden. Dem trägt der dafür vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts Rechnung. Sofern und 

soweit die Gesellschaft von dieser Möglichkeit Gebrauch macht, muss insbesondere keine bedingte Kapitalerhöhung 

durchgeführt werden. Die Interessen der Aktionäre werden durch diese zusätzliche Möglichkeit daher nicht berührt. Die 

Nutzung eigener Aktien statt einer Ausgabe von Aktien aus bedingtem Kapital oder einer sonst erforderlichen Barleis-

tung kann wirtschaftlich sinnvoll sein. Insoweit wird durch die Ermächtigung die Flexibilität der Gesellschaft erhöht.

Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, eigene Aktien Arbeitnehmern der Gesellschaft oder Arbeitnehmern 

von Unternehmen, die von der Gesellschaft abhängig sind oder in deren Mehrheitsbesitz stehen, zum Erwerb anzubie-

ten. Dabei handelt es sich um eine Ermächtigung zur Ausgabe von sogenannten Belegschaftsaktien. Der vorgeschla-

gene Bezugsrechtsausschluss ist Voraussetzung für die Ausgabe von solchen Belegschaftsaktien. Die Verwendung 

von eigenen Aktien zur Ausgabe von Belegschaftsaktien ist nach dem Aktiengesetz auch bereits ohne Ermächtigung 

durch die Hauptversammlung zulässig (§ 71 Abs. 1 Nr. 2 AktG), dann aber nur zur Ausgabe an Arbeitnehmer innerhalb 

eines Jahres nach Erwerb (§ 71 Abs. 3 Satz 2 AktG). Demgegenüber wird hier der Vorstand ermächtigt, ohne Beach-

tung einer Frist die eigenen Aktien als Belegschaftsaktien einzusetzen. Über die Ausgabebedingungen entscheidet der 

Vorstand im Rahmen des durch § 71 Abs. 1 Nr. 2 AktG eröffneten Spielraums. Er kann die Aktien dabei insbesondere im 

Rahmen des Üblichen und Angemessenen unter dem aktuellen Börsenkurs zum Erwerb anbieten, um einen Anreiz für 

den Erwerb zu schaffen. Die Nutzung vorhandener eigener Aktien statt einer Kapitalerhöhung oder einer Barleistung 

kann wirtschaftlich sinnvoll sein; die Ermächtigung soll insoweit die Flexibilität erhöhen.

Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss mit dem Ziel, bei einer Veräußerung eigener Aktien 

durch ein Angebot an alle Aktionäre den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 

Optionsrecht bzw. Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. Andienungsrecht des Emittenten auf Aktien der Gesell-

schaft ein Bezugsrecht auf die Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung dieser Wandlungs- 

oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflichten bzw. der Andienung von Aktien als 

Aktionär zustünde, hat folgenden Vorteil: Die Anleihebedingungen enthalten regelmäßig Klauseln, die dem Schutz 

der Inhaber bzw. Gläubiger von Options- oder Wandlungsrechten vor Verwässerung dienen. Auf diese Weise lassen 

sich diese Finanzierungsinstrumente am Markt besser platzieren. Ein Bezugsrecht von Inhabern bereits bestehender 

Options- oder Wandlungsrechte ermöglicht es zu verhindern, dass im Falle einer Ausnutzung der Ermächtigung der 

Options- bzw. Wandlungspreis für die Inhaber bereits bestehender Options- oder Wandlungsrechte ermäßigt wer-

den muss. Dies gewährleistet einen höheren Preis der bei Ausübung der Option oder Wandlung zu gewährenden, auf 

den Inhaber lautenden Stückaktien. Da die Platzierung der Emission von Schuldverschreibungen dadurch erleichtert 

wird, dient der Bezugsrechtsausschluss dem wohlverstandenen Interesse der Aktionäre an einer optimalen Finanz-

struktur ihrer Gesellschaft.

Bei einer Veräußerung der eigenen Aktien durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre soll der Vorstand berechtigt 

sein, das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen. Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzen-

beträge ist erforderlich, um eine Abgabe erworbener eigener Aktien im Wege eines Veräußerungsangebots an die Aktio-

näre technisch durchführbar zu machen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen eigenen 

Aktien werden entweder durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.

Schließlich sieht die Ermächtigung vor, dass erworbene eigene Aktien auch eingezogen werden können. Dabei soll die 

Einziehung sowohl dergestalt möglich sein, dass bei Einziehung das Grundkapital der Gesellschaft herabgesetzt wird, 

als auch ohne eine solche Kapitalherabsetzung durch reine Einziehung der Aktien unter gleichzeitiger Erhöhung des 

auf die verbleibenden Aktien entfallenden anteiligen Betrages des Grundkapitals. Die Rechte der Aktionäre werden in 

keinem der beiden vorgenannten Fälle beeinträchtigt.
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Der Vorstand wird der jeweils einer etwaigen Ausnutzung der Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien folgenden 

Hauptversammlung nach § 71 Abs. 3 S. 1 AktG, ggf. i. V. m. § 160 Abs. 1 Nr. 2 AktG, berichten.

II. Weitere Angaben zur Einberufung

1. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 

Zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt das Grundkapital der Gesellschaft EUR 5.692.000,00 

und ist eingeteilt in 5.692.000 Stückaktien. Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. Die Gesell-

schaft hält keine eigenen Aktien; daher beträgt die Zahl der Aktien, die ein Stimmrecht gewähren, zu diesem Zeitpunkt 

5.692.000 Aktien. 

2. Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre 

und ihrer Bevollmächtigten; Online-Service

Der Vorstand der Nynomic AG hat mit Blick auf die fortdauernde COVID-19-Pandemie mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

beschlossen, dass die Hauptversammlung nach Maßgabe des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genos-

senschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pan-

demie in der ab dem 28. Februar 2021 gültigen Fassung („COVID-19-Gesetz“) als virtuelle Hauptversammlung ohne 

physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten abgehalten wird. Zum Zeitpunkt der Entscheidung von 

Vorstand und Aufsichtsrat über die Durchführung der Hauptversammlung war ein Ende der pandemischen Entwick-

lung des Infektionsgeschehens nicht abzusehen. Es war daher zu befürchten, dass die weitere Ausbreitung des COVID-

19-Virus auch zum Zeitpunkt der Durchführung der Hauptversammlung noch anhalten könnte. Um der weiteren Aus-

breitung der Pandemie entgegenzuwirken, ist es jedoch entscheidend, auf vermeidbare physische Kontakte möglichst 

zu verzichten. Daher sind Vorstand und Aufsichtsrat der Auffassung, dass es dem Interesse und dem Schutz unse-

rer Aktionäre und Mitarbeiter dient, die diesjährige Hauptversammlung so zu gestalten, dass möglichst wenige Men-

schen an einem Ort physisch zusammentreffen. Dies ist nach Ansicht von Vorstand und Aufsichtsrat nur durch das 

Gebrauchmachen von der durch das COVID-19-Gesetz geschaffenen Möglichkeit zur Durchführung einer virtuellen 

Hauptversammlung gewährleistet. 

Die ordentliche Hauptversammlung wird demnach als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Akti-

onäre und ihrer Bevollmächtigten gemäß § 1 Abs. 1 und Abs. 2 COVID-19-Gesetz abgehalten. 

Die gesamte in den Geschäftsräumen der Nynomic AG, Am Marienhof 2, 22880 Wedel stattfindende Hauptversamm-

lung wird zu diesem Zweck am Mittwoch, den 30. Juni 2021, 10:00 Uhr (MESZ) über den Online-Service der Gesellschaft 

unter der Internetadresse

www.nynomic.com

über den im Bereich »Hauptversammlung« zur Verfügung gestellten Link in Bild und Ton übertragen.

Es können nur diejenigen Aktionäre, die sich wie nachstehend (siehe Ziffer 3 »Voraussetzungen für die Ausübung der 

Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung«) beschrieben ordnungsgemäß angemeldet haben, die 

Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung über den Online-Service der Gesellschaft verfolgen. Dar-

über hinaus können Aktionäre persönlich oder durch ordnungsgemäß Bevollmächtigte ihr Stimmrecht per Briefwahl 

oder durch die Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter ausüben sowie über den 

Online-Service der Gesellschaft Fragen stellen und einen Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung erklären.
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Eine darüber hinausgehende Ausübung von Aktionärsrechten ist in der virtuellen Hauptversammlung nicht 

möglich. Insbesondere ist eine Teilnahme der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten, mit Ausnahme der von der 

Gesellschaft benannten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter, vor Ort ausgeschlossen. Die Übertragung 

der Hauptversammlung in Bild und Ton sowie die Einräumung des Stimmrechts sowie der Fragemöglichkeit und 

der Möglichkeit zum Widerspruch berechtigen die Aktionäre und Aktionärsvertreter auch nicht zur Teilnahme 

an der Hauptversammlung im Wege elektronischer Kommunikation im Sinne von § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG (keine 

elektronische Teilnahme).

Der Online-Service ist auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.nynomic.com über den im Bereich 

»Hauptversammlung« zur Verfügung gestellten Link ab dem 9. Juni 2021, 0:00 Uhr (MESZ) für ordnungsgemäß 

angemeldete Aktionäre und ihre Bevollmächtigten zugänglich. Um den Online-Service der Gesellschaft nut-

zen zu können, müssen sie sich mit der Zugangskartennummer und dem Zugangscode einloggen, welche sie 

mit ihrer Zugangskarte für den Online-Service der Gesellschaft erhalten. Die verschiedenen Möglichkeiten zur 

Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung erscheinen dann auf der Benut-

zeroberfläche im Online-Service der Gesellschaft. Weitere Einzelheiten zur Nutzung des Online-Services der 

Gesellschaft und den Anmelde- und Nutzungsbedingungen können die Aktionäre dem dort hinterlegten Infor-

mationsblatt entnehmen.

3. Voraussetzungen für die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung

Zur Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung, insbesondere des Stimmrechts, 

sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung bei der Gesellschaft in Textform (§ 

126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache rechtzeitig angemeldet und ihre Berechtigung zur Ausübung der 

Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung durch einen in Textform in deutscher oder eng-

lischer Sprache erstellten Nachweis des depotführenden Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstituts über den 

Anteilsbesitz nachweisen. Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Haupt-

versammlung (9. Juni 2021, 0:00 Uhr (MESZ), „Nachweisstichtag“) zu beziehen.

Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesellschaft bis spätestens Mittwoch, den 

23. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ), unter folgender Adresse zugehen (die Nutzung einer der genannten Übermitt-

lungsmöglichkeiten genügt): 

Nynomic AG

c/o C-HV AG

Gewerbepark 10

92289 Ursensollen

oder

Telefax: +49 9628-9299-871

oder

E-Mail:anmeldestelle@c-hv.com

Nach ordnungsgemäßem Eingang der Anmeldung und des besonderen Nachweises des Anteilsbesitzes bei der 

Gesellschaft werden den Aktionären – anstelle der herkömmlichen Eintrittskarten – Zugangskarten für den 

Online-Service der Gesellschaft mit persönlichen Zugangsdaten (Zugangskartennummer und Zugangscode) für 

die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung übermittelt.
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4. Bedeutung des Nachweisstichtages

Der Nachweisstichtag (auch Record Date genannt) ist das entscheidende Datum für die Ausübung der Aktionärs-

rechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Ausübung der Aktio-

närsrechte, insbesondere des Stimmrechts, in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung als Aktionär nur, wer zum 

Nachweisstichtag Aktionär der Gesellschaft war und den Nachweis hierüber fristgerecht erbracht hat. Veränderun-

gen im Aktienbestand nach diesem Zeitpunkt haben hierfür keine Bedeutung. Aktionäre, die ihre Aktien erst nach dem 

Nachweisstichtag erworben haben, können somit ihre Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung 

nur ausüben, soweit sie sich hierzu durch den Veräußerer bevollmächtigen lassen. Aktionäre, die sich ordnungsge-

mäß angemeldet und den Nachweis erbracht haben, sind auch dann zur Ausübung ihrer Aktionärsrechte in Bezug auf 

die virtuelle Hauptversammlung berechtigt, wenn sie die Aktien nach dem Nachweisstichtag veräußern. Der Nach-

weisstichtag hat keine Auswirkungen auf die Veräußerbarkeit der Aktien und ist kein relevantes Datum für eine even-

tuelle Dividendenberechtigung.

5. Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl

Aktionäre können ihr Stimmrecht schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben („Briefwahl“). 

Hierzu ist eine ordnungsgemäße Anmeldung erforderlich (siehe unter Ziffer 3 »Voraussetzungen für die Ausübung 

der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung«). Die Stimmabgabe im Wege der Briefwahl kann 

über den Online-Service der Gesellschaft unter der Internetadresse 

www.nynomic.com

über den im Bereich »Hauptversammlung« zur Verfügung gestellten Link oder unter Verwendung des hierfür vor-

gesehenen Briefwahlformulars vorgenommen werden. Das Briefwahlformular ist auf der Zugangskarte für den 

Online-Service der Gesellschaft, die den Aktionären nach der oben beschriebenen form- und fristgerechten Anmel-

dung übermittelt wird, abgedruckt. Entsprechende Formulare sind zudem auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

www.nynomic.com im Bereich »Hauptversammlung« erhältlich.

Die mittels des Briefwahlformulars vorgenommene Stimmabgabe muss der Gesellschaft aus organisatorischen Grün-

den bis spätestens zum Ablauf des 28. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ) unter einer der folgenden Kontaktmöglichkeiten 

zugehen (die Nutzung einer der genannten Übermittlungsmöglichkeiten genügt): 

Nynomic AG

c/o C-HV AG

Gewerbepark 10

92289 Ursensollen

oder

Telefax: +49 9628-9299-871

oder

E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com

Die Stimmabgabe über den Online-Service der Gesellschaft unter der Internetadresse 

www.nynomic.com
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über den im Bereich »Hauptversammlung« zur Verfügung gestellten Link ist ab dem 9. Juni 2021, 0:00 Uhr (MESZ) 

bis zum Ende der Abstimmungen, das in der virtuellen Hauptversammlung am 30. Juni 2021 vom Versammlungslei-

ter festgelegt wird, möglich. Bis zum Ende der Abstimmungen kann im Online-Service der Gesellschaft eine durch 

Verwendung des Briefwahlformulars oder über den Online-Service vorgenommene Stimmabgabe auch geändert 

oder widerrufen werden. Einzelheiten zur Stimmabgabe über den Online-Service der Gesellschaft können die Akti-

onäre dem dort hinterlegten Informationsblatt und den Nutzungsbedingungen entnehmen. 

Wird das Stimmrecht für ein und dieselbe Aktie sowohl durch Verwendung des Briefwahlformulars als auch über 

den Online-Service der Gesellschaft ausgeübt, wird unabhängig von der zeitlichen Reihenfolge ihres jeweiligen 

Eingangs bei der Gesellschaft ausschließlich die über den Online-Service der Gesellschaft abgegebene Stimme 

als verbindlich behandelt.

Wird bei der Briefwahl zu einem Tagesordnungspunkt keine ausdrückliche oder eindeutige Stimme abgegeben, 

so wird dies für diesen Tagesordnungspunkt als Enthaltung gewertet. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine 

Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so 

gilt eine Stimmabgabe zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Stimmabgabe für jeden 

Punkt der Einzelabstimmung.

Weitere Hinweise zur Briefwahl sind auf der Zugangskarte für den Online-Service der Gesellschaft, die den ord-

nungsgemäß angemeldeten Aktionären übersandt wird, enthalten und zudem auf der Internetseite der Gesell-

schaft unter www.nynomic.com im Bereich »Hauptversammlung« einsehbar.

6. Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten

Aktionäre können ihre Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung auch durch einen Bevoll-

mächtigten, z. B. durch einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere Person ihrer Wahl, aus-

üben lassen. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von 

diesen zurückweisen.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft 

bedürfen der Textform (§ 126b BGB) oder haben unter Verwendung der Eingabemaske in dem Online-Service der 

Gesellschaft unter der Internetadresse 

www.nynomic.com

über den im Bereich »Hauptversammlung« zur Verfügung gestellten Link zu erfolgen. Intermediäre im Sinne von 

§ 67a Abs. 4 AktG, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater oder andere Personen im Sinne von § 135 Abs. 8 

AktG können, soweit sie selbst bevollmächtigt werden, abweichende Regelungen vorsehen, die jeweils bei die-

sen zu erfragen sind. Ein Verstoß gegen diese und bestimmte weitere in § 135 AktG genannte Erfordernisse für die 

Bevollmächtigung eines Intermediärs im Sinne von § 67a Abs. 4 AktG, einer Aktionärsvereinigung, eines Stimm-

rechtsberaters oder einer sonstigen Person im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG beeinträchtigt allerdings gemäß § 135 

Abs. 7 AktG die Wirksamkeit der Stimmabgabe nicht.

Bevollmächtigte können ebenfalls weder physisch noch im Wege elektronischer Kommunikation im Sinne von § 

118 Abs. 1 Satz 2 AktG an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das Stimmrecht für von ihnen vertretene 

Aktionäre lediglich im Wege der Briefwahl oder durch Erteilung von (Unter-)Vollmacht an die von der Gesellschaft 

benannten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter ausüben.
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Ein Formular für die Erteilung einer Vollmacht ist auf der Zugangskarte für den Online-Service der Gesellschaft, 

die den Aktionären nach der oben beschriebenen form- und fristgerechten Anmeldung übermittelt wird, abge-

druckt. Das Formular für die Erteilung einer Vollmacht steht außerdem auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

www.nynomic.com im Bereich »Hauptversammlung« zum Download bereit. 

Die Bevollmächtigung kann gegenüber dem Bevollmächtigten erklärt oder gegenüber der Gesellschaft erklärt bzw. 

nachgewiesen werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis einer gegenüber einem Bevoll-

mächtigten erteilten Vollmacht oder ihres Widerrufs gegenüber der Gesellschaft müssen auf einem der folgenden 

Wege aus organisatorischen Gründen bis spätestens zum Ablauf des 28. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ) der Gesell-

schaft zugehen:

Nynomic AG

c/o C-HV AG

Gewerbepark 10

92289 Ursensollen

oder

Telefax: +49 9628-9299-871

oder

E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com

Die Erteilung der Vollmacht und ihr Widerruf sind darüber hinaus unter Verwendung der Eingabemaske über den 

Online-Service der Gesellschaft unter der Internetadresse 

www.nynomic.com

über den im Bereich »Hauptversammlung« zur Verfügung gestellten Link bis unmittelbar vor Beginn der Abstimmun-

gen in der virtuellen Hauptversammlung am 30. Juni 2021 möglich. Bis unmittelbar vor Beginn der Abstimmungen in 

der virtuellen Hauptversammlung am 30. Juni 2021 ist auch ein Widerruf oder eine Änderung einer zuvor in Textform 

(§ 126b BGB) übersandten oder über den Online-Service erteilten Vollmacht möglich. Wird eine Vollmacht – jeweils 

fristgemäß – sowohl in Textform (§ 126b BGB) übersandt als auch über den Online-Service der Gesellschaft erteilt, 

wird unabhängig von der zeitlichen Reihenfolge ihres jeweiligen Eingangs bei der Gesellschaft ausschließlich die 

über den Online-Service abgegebene Vollmacht als verbindlich behandelt. Einzelheiten zur Erteilung von Vollmach-

ten und zum Widerruf einer zuvor erteilten Vollmacht unter Nutzung der Eingabemaske in dem Online-Service kön-

nen die Aktionäre dem dort hinterlegten Informationsblatt und den Nutzungsbedingungen entnehmen. 

Die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung über den Online-Service der Gesell-

schaft durch den Bevollmächtigten setzt voraus, dass der Bevollmächtigte vom Aktionär einen eigenen Zugangs-

code erhält. Die Nutzung der Zugangsdaten durch den Bevollmächtigten gilt zugleich als Nachweis der Bevollmäch-

tigung, ein darüber hinausgehender Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft in Textform ist 

nicht erforderlich.

Auch im Fall einer Vollmachtserteilung sind Anmeldung und Nachweis des Aktienbesitzes form- und fristgerecht 

nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. Dies schließt – vorbehaltlich der genannten Frist für die Ertei-

lung einer Vollmacht – eine Erteilung von Vollmachten nach Anmeldung und Nachweis des Aktienbesitzes nicht aus.
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7. Vertretung durch von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter

Wir bieten unseren Aktionären an, sich durch von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter, die das Stimm-

recht ausschließlich gemäß den Weisungen des jeweiligen Aktionärs ausüben, vertreten zu lassen. Diesen Stimm-

rechtsvertretern der Gesellschaft müssen neben der Vollmacht auch Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts 

erteilt werden. Sie üben das Stimmrecht nicht nach eigenem Ermessen, sondern ausschließlich auf der Grundlage der 

vom Aktionär erteilten Weisungen aus. Soweit keine ausdrückliche oder eine widersprüchliche oder unklare Weisung 

erteilt worden ist, enthalten sich die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter zu den entsprechenden 

Beschlussgegenständen der Stimme; dies gilt immer auch für unvorhergesehene Anträge. Sollte zu einem Tagesord-

nungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im Vorfeld der Hauptversammlung mitge-

teilt wurde, so gilt eine Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Weisung für jeden 

Punkt der Einzelabstimmung. Bitte beachten Sie, dass die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter weder 

im Vorfeld der Hauptversammlung noch während der Hauptversammlung Aufträge zu Wortmeldungen, zum Stellen 

von Fragen oder Anträgen oder zur Abgabe von Erklärungen zu Protokoll entgegennehmen und – mit Ausnahme der 

Ausübung des Stimmrechts – auch keine sonstigen Aktionärsrechte wahrnehmen.

Die Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bedarf ebenso wie die Erteilung von Wei-

sungen der Textform (§ 126b BGB) oder hat unter Verwendung der Eingabemaske über den Online-Service der Gesell-

schaft unter der Internetadresse 

www.nynomic.com

über den im Bereich »Hauptversammlung« zur Verfügung gestellten Link zu erfolgen. Gleiches gilt für die Änderung 

oder den Widerruf der Vollmacht oder der Weisungen. Das Vollmachts- und Weisungsformular für die Stimmrechts-

vertreter der Gesellschaft mit den entsprechenden Erläuterungen ist auf der Zugangskarte für den Online-Service 

der Gesellschaft, die den Aktionären nach der oben beschriebenen form- und fristgerechten Anmeldung übermittelt 

wird, abgedruckt. Diese Unterlagen stehen außerdem auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.nynomic.com  

im Bereich »Hauptversammlung« zum Download bereit.

Die Erteilung der Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter, die Erteilung von Weisungen 

und ihr Widerruf müssen auf einem der folgenden Wege aus organisatorischen Gründen spätestens bis zum Ablauf 

des 28. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ) an die Gesellschaft übermittelt werden:

Nynomic AG

c/o C-HV AG

Gewerbepark 10

92289 Ursensollen

oder

Telefax: +49 9628-9299-871

oder

E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com

Die Erteilung der Vollmacht zur Ausübung der Stimmrechte nebst Weisungen an die von der Gesellschaft benann-

ten Stimmrechtsvertreter und ihr Widerruf sind darüber hinaus unter Verwendung der Eingabemaske in dem 

Online-Service der Gesellschaft unter der Internetadresse 
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www.nynomic.com

über den im Bereich »Hauptversammlung« zur Verfügung gestellten Link bis unmittelbar vor Beginn der Abstim-

mungen in der virtuellen Hauptversammlung am 30. Juni 2021 möglich. Hierfür ist im Online-Service der Gesell-

schaft die Schaltfläche »Vollmacht und Weisung an die Stimmrechtsvertreter erteilen« vorgesehen. Bis zu 

diesem Zeitpunkt ist auch ein Widerruf oder eine Änderung einer zuvor in Textform (§ 126b BGB) übersand-

ten oder über den Online-Service der Gesellschaft erteilten Vollmacht mit Weisungen an die Stimmrechtsver-

treter der Gesellschaft möglich. Wird eine Vollmacht mit Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesell-

schaft – jeweils fristgemäß – sowohl in Textform (§ 126b BGB) übersandt als auch über den Online-Service der 

Gesellschaft erteilt, werden unabhängig von der zeitlichen Reihenfolge ihres Eingangs bei der Gesellschaft 

ausschließlich die über den Online-Service der Gesellschaft abgegebenen Vollmachten und Weisungen als 

verbindlich behandelt. Einzelheiten zur Erteilung von Vollmachten mit Weisungen an die Stimmrechtsvertre-

ter der Gesellschaft und zum Widerruf einer zuvor erteilten Vollmacht unter Nutzung der Eingabemaske im 

Online-Service der Gesellschaft können die Aktionäre dem dort hinterlegten Informationsblatt und den Nut-

zungsbedingungen entnehmen.

Soweit die von der Gesellschaft benannten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter bevollmächtigt wer-

den, müssen diesen in jedem Fall Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Ohne diese 

Weisungen ist die Vollmacht ungültig. Auch bei Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimm-

rechtsvertreter sind Anmeldung und Nachweis des Aktienbesitzes form- und fristgerecht nach den vorstehen-

den Bestimmungen erforderlich.

8. Fragerecht der Aktionäre gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre können ihr Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation 

ausüben (§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz). Der Vorstand hat vorgegeben, dass Fragen bis spätes-

tens einen Tag vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation über die dafür vorgesehene Ein-

gabemaske im Online-Service der Gesellschaft der Internetadresse

www.nynomic.com

über den im Bereich »Hauptversammlung« zur Verfügung gestellten Link einzureichen sind, also spätestens 

bis zum Ablauf des 28. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ). Auf anderem Wege oder später eingereichte Fragen blei-

ben unberücksichtigt. Nach Maßgabe von § 1 Abs. 2 Satz 2 COVID-19-Gesetz steht es im pflichtgemäßen, freien 

Ermessen des Vorstands, wie er Fragen beantwortet. Der Vorstand behält sich insofern insbesondere vor, einge-

reichte Fragen einzeln oder mehrere Fragen zusammengefasst zu beantworten und die Reihenfolge der Beant-

wortung im Interesse aller Aktionäre zu bestimmen. 

Darüber hinaus stehen den Aktionären ein Rede- oder Fragerecht in und während der virtuellen Hauptver-

sammlung nicht zu.

9. Rechte der Aktionäre gemäß § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127 AktG

Den Aktionären stehen in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung unter anderem die nachstehenden Rechte zu. 

Weitergehende Erläuterungen hierzu finden sich auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.nynomic.com  

im Bereich »Hauptversammlung«.

Verlangen einer Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG
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Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von EUR 

500.000,00 erreichen (letzteres entspricht 500.000 Stückaktien), können verlangen, dass Gegenstände auf die Tages-

ordnung der Hauptversammlung gesetzt und bekannt gemacht werden. 

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 

Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Nynomic Aktiengesellschaft zu richten und muss der Gesellschaft 

mindestens 24 Tage vor der Hauptversammlung, also spätestens bis zum Ablauf des 5. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ) 

unter der nachstehend genannten Adresse zugegangen sein:

Nynomic AG

Am Marienhof 2

22880 Wedel

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG

Gemäß § 1 Abs. 1, Abs. 2 COVID-19-Gesetz gelten Anträge und/oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 

AktG oder § 127 AktG zugänglich zu machen sind, als in der Hauptversammlung gestellt, wenn der den Antrag stel-

lende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung ange-

meldet ist. In der Hauptversammlung zu berücksichtigende Gegenanträge und Wahlvorschläge müssen bis spätes-

tens zum Ablauf des 15. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ) bei der Gesellschaft eingegangen sein. Gegenanträge müssen mit 

einer Begründung versehen sein; Wahlvorschläge brauchen nicht begründet zu werden. Gegenanträge und Wahlvor-

schläge sind ausschließlich an eine der folgenden Kontaktmöglichkeiten zu richten:

Nynomic AG

Am Marienhof 2

22880 Wedel

oder

E-Mail: hv@nynomic.com 

Anderweitig adressierte Gegenanträge oder Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt.

Rechtzeitig, d. h. bis zum Ablauf des 15. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ), unter einer der vorgenannten Kontaktmöglich-

keiten eingegangene und zugänglich zu machende Gegenanträge mit Begründung oder Wahlvorschläge von Aktio-

nären werden einschließlich des Namens des Aktionärs sowie der – bei Wahlvorschlägen optionalen – Begründung 

auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.nynomic.com im Bereich »Hauptversammlung« unverzüglich nach 

ihrem Eingang zugänglich gemacht. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter dieser Inter-

netseite zugänglich gemacht.

Von der Zugänglichmachung eines Gegenantrags und seiner Begründung bzw. eines Wahlvorschlags kann die Gesell-

schaft unter den in § 126 Abs. 2 Satz 1 AktG (in Verbindung mit § 127 Satz 1 AktG) genannten Voraussetzungen abse-

hen. Eine Begründung eines Gegenantrags bzw. die etwaige Begründung eines Wahlvorschlags braucht nicht zugäng-

lich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Wahlvorschläge braucht der Vorstand 

nach § 127 Satz 3 AktG auch dann nicht zugänglich zu machen, wenn sie die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 AktG 

nicht enthalten.
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Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Gegenanträge oder Wahlvorschläge gestellt werden. Zuläs-

sige Gegenanträge und Wahlvorschläge, die der Gesellschaft vor der Hauptversammlung unter einer der vorstehen-

den Kontaktmöglichkeiten bis spätestens zum Ablauf des 15. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ) zugegangen sind, werden in 

der virtuellen Hauptversammlung so behandelt, als seien sie in der Hauptversammlung nochmals gestellt worden, 

wenn der antragstellende bzw. den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß zur virtuellen Haupt-

versammlung angemeldet ist.

10. Erklärung von Widersprüchen gegen Beschlüsse der Hauptversammlung gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4  

COVID-19-Gesetz

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre können vom Beginn der virtuellen Hauptversammlung bis zu ihrem Ende 

über den Online-Service der Gesellschaft in Abweichung von § 245 Nr. 1 AktG unter Verzicht auf das Erfordernis des 

Erscheinens in der Hauptversammlung unter der Internetadresse 

www.nynomic.com

über den im Bereich »Hauptversammlung« zur Verfügung gestellten Link Widerspruch gegen Beschlüsse der Haupt-

versammlung zur Niederschrift erklären, wenn sie ihr Stimmrecht nach den vorstehenden Bestimmungen ausüben 

oder ausgeübt haben. Hierfür ist im Online-Service der Gesellschaft die Schaltfläche »Widerspruch zu Beschlüssen 

der Hauptversammlung« vorgesehen.

11. Informationen (Unterlagen) auf der Internetseite der Gesellschaft

Folgende Informationen sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.nynomic.com im Bereich »Hauptver-

sammlung« zugänglich:

•	 der Inhalt dieser Einberufung,

•	 der Geschäftsbericht der Gesellschaft über das Geschäftsjahr 2020,

•	 die Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung,

•	 �die Formulare, die für die Briefwahl sowie für die Erteilung einer Vollmacht oder die Bevollmächtigung der 

von der Gesellschaft benannten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter und die Erteilung der Anwei-

sungen an diesen verwendet werden können,

•	 Informationsblatt zum Online-Service der Gesellschaft.

12. Information zum Datenschutz für Aktionäre

Die Nynomic AG verarbeitet personenbezogene Daten auf Grundlage der geltenden Datenschutzbestimmungen, um den 

Aktionären und Aktionärsvertretern die Ausübung ihrer Rechte vor und während der Hauptversammlung zu ermögli-

chen. Diese Daten umfassen insbesondere den Namen, den Wohnort bzw. die Anschrift, eine etwaige E-Mail-Adresse, 

den jeweiligen Aktienbestand, die Zugangskartennummer, die Erteilung etwaiger Stimmrechtsvollmachten, die Stimm- 

abgabe sowie im Vorfeld der Hauptversammlung eingereichte Fragen. Je nach Lage des Falles kommen auch weitere 

personenbezogene Daten in Betracht.

Die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten ist für die Ausübung Ihrer Rechte im Zusammenhang mit der Haupt-

versammlung zwingend erforderlich. Für die Verarbeitung ist die Nynomic AG die verantwortliche Stelle. Rechtsgrund-

lage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. c) Datenschutz-Grundverordnung.

Die Dienstleister der Nynomic AG, welche zum Zwecke der Ausrichtung der Hauptversammlung beauftragt werden, 

erhalten von der Nynomic AG nur solche personenbezogenen Daten, welche für die Ausführung der beauftragten 

Dienstleistung erforderlich sind und verarbeiten die Daten ausschließlich nach Weisung der Nynomic AG. 



Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung | 27

Ihre personenbezogenen Daten werden gelöscht, sobald der Zweck der Speicherung entfällt. Eine Speicherung der 

Nynomic AG erfolgt über diesen Zeitpunkt hinaus, wenn dies durch den europäischen oder nationalen Gesetzgeber in 

unionsrechtlichen Verordnungen, Gesetzen oder sonstigen Vorschriften, denen die Nynomic AG unterliegt, vorgesehen 

wurde. Hierbei handelt es sich insbesondere um bestehende handels- und steuerrechtliche Aufbewahrungspflichten.  

Sie haben ein jederzeitiges Auskunfts-, Berichtigungs-, Einschränkungs-, Widerspruchs- und Löschungsrecht bezüglich 

der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten, sowie ein Recht auf Datenübertragung nach Kapitel III der Daten-

schutz-Grundverordnung. Diese Rechte können Sie gegenüber der Nynomic AG unentgeltlich über die E-Mail-Adresse 

hv@nynomic.com

oder über die folgenden Kontaktdaten geltend machen:

Nynomic AG

Am Marienhof 2

22880 Wedel

Zudem steht Ihnen ein Beschwerderecht bei den Datenschutz-Aufsichtsbehörden nach Art. 77 Datenschutz-Grund-

verordnung zu.

Wedel, im Mai 2021

Nynomic AG

Der Vorstand
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Kontakt

Nynomic AG

Am Marienhof 2

22880 Wedel, Germany

fon: +49 4103 - 9308 0

fax: +49 4103 - 9308 99

email: info@nynomic.com


